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Zur Frage nach den geſetzlichen Grundlagen des Begriffes Ehren— 

tränkung nach § 1339 a. b. G. B. Eine hiſtoriſch⸗kritiſche Unterſuchung 
von Wenzel Trümmel, k. k. Polizeicommiſſär in Prag. (Schluß.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Ein durch Vermittlung eonceſſionirter Dienſtvermittler mit Individuen, welche 
von den Letzteren als Dienſtboten bezeichnet werden, abgeſchloſſener Vertrag 
iſt Mangels anderer geſetzlicher Anhaltspunkte als ein Dienſtvertrag anzuſehen. 

Zur Frage, ob das Herabreißen einer angeſchlagenen gemeindeämtlichen Kund⸗ 
machung den Thatbeſtand einer durch § 11 der kaiſ. Verordnung vom 
20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, verpönten „demouſtrativen“ Handlung, 
wodurch Geringſchätzung gegen die Anordnungen der Regierung ausgedrückt 
werden ſoll, enthalte. 

Die Veranlaſſung einer unwiſſentlichen falſchen Beurkundung durch den zuſtän⸗ 
digen Beamten begründet weder Fälſchung einer öffentlichen Urkunde noch 
die Uebertretung des § 320, lit. e St. G. 

Fälſchung einer öffentlichen Urkunde, begangen durch vorübergehendes Unſichtbar⸗ 
machen eines Theiles der Aichung. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Zur Frage nach den geſetzlichen Grundlagen des Be- 
griffes Ehrenkränkung nach $ 1339 a. b. G. B. 


Eine hiſtoriſch⸗kritiſche Unterſuchung von Wenzel Trümmiel, k. k. Polizei⸗ 
commiſſar in Prag. 


Schluß.) 


Weitere Aufklärungen bieten die bisher aufgefundenen Materialien 
nicht. Doch dürfte das hier Angeführte genügen, um über die Bedeutung 
und Tragweite der Anordnung des § 1339 ſchlüſſig werden zu können. 

Ehe ich aber daran gehe, die Conſequenzen aus dem ſoeben 
Dargeſtellten zu ziehen, will ich noch einiges auf die Entſtehungsgeſchichte 
des § 1339 Bezügliche hier auführen. 

Es lag offenbar in der Intention der Codificationscommiſſion, 
die mit jo vielen Nachtheilen verbundenen Injurienproceſſe gänzlich zu 
beſeitigen, wie nicht minder die bisher geſetzlich ſtatuirte Privatgenug⸗ 
thuungsſtrafe abzuſchaffen, wodurch einem tief empfundenen Uebelſtande 
in der Geſetzgebung abgeholſen werden ſollte. Die Vorſchrift des 
§ 1339 war alſo direct gegen die die Privatgenugthuungsſtrafe 
ſtatuirenden Provinzialrechte gerichtet, welche hiermit formell und 
materiell aufgehoben wurden. Indem ſich aber unſer allgemeines 
bürgerliches Geſetzbuch zufolge der 88 1330 und 1339 durch Abſchaffung 
der äſtimatoriſchen Injurienklage auf den Standpunkt des weſtgaliziſchen 
Geſetzbuches (III SS 449, 450) ſtellte und den Grundſatz ausſprach, 
daß nur für den wirklich erlittenen Schaden Erſatz beauſprucht werden 
könne, war man genöthigt, Vorſorge zu treffen, daß gewiſſe bisher 
ſtrafbare Handlungen, wie geringere Injurien, auf welche das Straf- 


geſetzbuch keine Anwendung fand und die auch bei Abgang eines Schadens 
nicht mit einer bürgerlichen Rechtsforderung verfolgt werden konnten, 
nicht ungeahndet bleiben. Es handelte ſich alſo darum, an die Stelle der 


nun aufgehobenen Provinzialſtatute eine Rechtsnorm zu ſetzen, womit 


die Strafbarkeit von Injurien minderer Gattung ausgeſprochen werden 
ſollte. In zweiter Linie hatte ſich die Geſetzgebungscommiſſion zu entſcheiden, 
welcher Behörde die Strafcompetenz zugewieſen werden ſollte. Während 
nun die letztere Frage durch Fixirung des § 1339 gelöſt erſcheint, blieb 
die erſtere unerledigt. Allerdings machte in der Sitzung vom 28. De— 
cember 1807 (vgl. Pfaff, Comment. I., 28) der Referent unter Anderem 
darauf aufmerkſam, „daß das Politikum werde benachrichtigt werden müſſen, 
daß man beſchloſſen habe, die Streitigkeiten über Injurien der Entichei- 
dung der politiſchen Behörden vorzubehalten“. Die Commiſſion genehmigte 
auch dieſen Antrag einſtimmig (Pfaff, Excurſe S. 51). Allein mit dem 
Präſidialvortrage vom 22. Jänner 1810 wurden dem Kaiſer die 
Protokolle der dritten Leſung, welche im Ganzen 14 Sitzungen in An— 
ſpruch nahm (vom 13. November 1809 bis 22. Jänner 1810), vor⸗ 
gelegt und dabei bemerkt, „es ſeien die früher in Ausſicht genommenen 
Verhandlungen mit der politiſchen Hofſtelle über .. . Injurienſtreitig— 
keiten . . . nicht nöthig. Dieſelben ſeien, ſoweit es ſich nicht um die Frage 
der Entſchädigung handle, ſchon unter dem 1. November 1791 für 
einen Polizeigegenſtand erklärt und auch im Geſetzbuche in dieſem Sinne 
behandelt worden“ (Pfaff, Comm. S. 31 und Excurſe S. 51 ff.). 
Die hierüber erfloſſene a. h. Reſolution vom 7. Juli 1810 ift mit 
dieſem Vorſchlage einverſtauden. Nun erklärt zwar Zeiller im Concepte 
einer an die vereinigte Hofkanzlei gerichteten Note vom 5. April 1808: 
Kränkungen dieſer Art würden ſchon jetzt bei der Polizei angebracht 
oder von ihr entdeckt, und, wenn fie unwichtig find, „mit einer Abbitte, 
Ehrenerklärung, Geldbuße oder kurzem Arreſt in Kürze abgethan.“ 1%) 
Allein es wird nirgends geſagt, auf welcher geſetzlichen Bafis dieſes 
Strafrichteramt der Polizeibehörde beruht und ich muß leider geſtehen, 
daß mir eine hierauf bezügliche legale Vorſchrift gänzlich unbekannt iſt. 
Offenbar aber iſt hier die bereits mehrfach eitirte Polizeiordnung für 
Wien ddo. 1. November 1791 und das Directorialhofdecret vom 
11. Juli 1796 (J. G. S. Nr. 304) gemeint, auf welch' erſtere ſich 
auch der a u. Präſidialvortrag vom 22. Jänner 1810 beruft. 

Die weſentlichen Beſtimmungen jener Verordnungen ſind nun uns 
ſchon bekannt und wir haben geſehen, daß darin nur von einer civil 
rechtlichen Function der Polizeibehörde, die auf Schlichtung von 
Ehrenhändeln und geringeren Schlägereien abzielt, geſprochen wird, 
während die zweite Verordnung (ex 1796) lediglich von Raufhändeln 
ſpricht, bei denen keine Verwundung mit Folgen unterlaufen iſt. 

Es beſtand und beſteht alfo bis nun keine Verordnung, worin gewiſſe 
als Injurien bezeichnete Handlungen (mit Ausnahme der Raufhändel) 
für verboten, daher ſtrafbar erklärt worden wären. So weit aber die 
früheren Provinzialrechte dergleichen Injurien mit Strafen bedrohten, 


10) Vgl. Pfaff, „Drei Gutachten“, S. 20. 
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wurden diefe Beſtimmungen mit der Publicirung des allgemeinen bürger- erſt am zweiten Tage in das Krankenhaus. Anna K ſei nicht bei ihr 


lichen Geſetzbuches ſofort aufgehoben, ohne daß eine andere Ver— 
fügung an deren Stelle getreten wäre, da man doch nicht behaupten 
kaun, daß die Beſtimmung des § 1339 a. b. G. B., welche rein 
ſormellen Inhaltes iſt, im Stande ſei, die fehlende Verordnung zu 
erſetzen 

Von Ehrenkränkungen im Sinne des §8 1339 a. b. G. B. 
und deren Strafbarkeit kann man daher nur de lege ferenda, nicht 
aber (de lege lata ſprechen. 

Wenn ich noch hinzufüge, daß das Geſagte in noch höherem 
Grade gegenwärtig gilt, wo doch das Strafgeſetz vom Jahre 1852, 
welches ſonſt nur eine halbwegs revidirte Ausgabe des alten Strafgeſetzes 
ex 1803 iſt, gerade das Capitel über Ehrenbeleidigungen präciſer 
behandelt, ſo glaube ich meine Aufgabe erfüllt zu haben und ich 
ſchließe meine Erörterungen mit dem Wunſche, daß der Entwurf eines 
neuen Strafgeſetzes, welcher den hier geſchilderten Mängeln durch ſeine 
präciſen Beſtimmungen (vgl. Hauptſt. XII. SS 199 — 211) gründlich 
abhilft, baldigſt als Geſetz in Wirkſamkeit treten möchte. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ein durch Vermittlung conceſſionirter Dienſtvermittler mit Indi- 

viduen, welche von den Letzteren als Dienſtboten bezeichnet werden, 

abgeſchloſſener Vertrag iſt Mangels anderer geſetzlicher Anhalts— 
punkte als ein Dienſtvertrag anzuſehen. 

Am 18. October 1883 wurde im Allgemeinen Krankenhauſe in 
K. die Magd Auna K. aus St. aufgenommen, und belaufen ſich die 
Verpflegskoſten für 14 Tage auf 9 fl. 80 kr. Laut der von der 
Spitalsverwaltung gepflogenen Erhebungen war die genannte Magd bei 
der Officialswitwe Thereſia W. in K. ſeit 15. October 1883 mit einem 
Lohne von 4 fl. per Monat, war in dieſem Dienſtorte nicht erkrankt, 
doch hatte ſich das Uebel (Nagelgeſchwür am Fuße) dort verſchlimmert, 
daher die Dienſtgeberin die Zahlung der Verpflegskoſten für 14 Tage treſſe. 

Beim Stadtmagiſtrate in K. wurde dies der Thereſia W. vorge— 
halten, welche jedoch folgende Angaben zu Protokoll gab: Am 15. Oe⸗ 
tober kam die Aung K., von der Dienſtverhelferin K. geſendet, zur W. 
in's Haus, welche gleich bemerkte, daß ſie hinkte, und ihr daher auftrug, 
ſich im Kraukenhauſe unterſuchen zu laſſen. Anna K. war nie bei ihr 
im Dienſte, es wurde ihr auch nie ein Dienſtbotenbuch abgenommen 
oder ein Lohnverſprechen, daher deren Angaben unwahr ſind. Die K. 
ſei ſchon am 17. October von ihr weg, wo ſie in der Wäſche aushalf, 
in das Krankenhaus gegangen. Thereſia W. verweigert ſohin die Zahlung 
der Krankenkoſten 

Die Vernehmung der Auna K. ergab: Als ſie zur W. in's Haus 
kam, fragte dieſe um das Dienftbotenbuch, welches die K. jedoch, da 
ihr vom Gemeindeamte St. noch keines ausgeſtellt worden war, nicht 
geben konnte. Die Frau W. verſprach ihr einen Monatslohn von 4 fl. 
und ſchickte fie am 18. October in's Krankenhaus mit dem Bedeuten, 
ſich nach der Eutlaſſung aus demſelben behufs allfälliger Wiederaufnahme 
in den Dienſt anfragen zu kommen. Aus eigenem Antriebe wäre die K. 
wegen ihres Leidens nicht in das Krankenhaus gegangen. Sie war bei 
der W. Magd für Alles, und wurde zum Waſchen immer noch eine 
Aushilfsdienerin aufgenommen. 

Der Stadtmagiſtrat fällte nun die Entſcheidung dahin, daß 
Frau Thereſia W. gemäß § 1 des Geſetzes vom 2. April 1863, 
L. G. Bl. Nr 1, ſchuldig ſei, die für A. K. erlaufenen Krankenkoſten 
per 9 fl. 80 kr. zu bezahlen; hiebei wurde angenommen, daß ein 
Dienſtvertrag beſtanden habe und eine Auflöſung des Dienſtverhältniſſes 
in geſetzlicher Weiſe nicht erfolgte, ſomit Anna K. bei beſtehendem Dienſt⸗ 
verhältuiſſe ſpitalsbedürftig geworden und in das Krankenhaus auf— 
genommen wurde. 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte Thereſia W. in offener Friſt 
den Recurs an die Landesregierung ein In demſelben betont Recurrentin, 
daß zwiſchen ihr und Anna K. noch kein bindendes Dienſtverhältniß 
beſtand, weil die Magd noch keinen Leihkauf oder Drangabe erhalten 
hatte, und keinen beſtimmten Dienſtlohn zugeſichert bekam. Gleich als 
die Magd am 16. October zu ihr gekommen war, bemerkte Recurrentin, 
daß ſelbe ſo fußleidend war, daß ſie ganz dienſtunfähig war, ſo daß ſie 
ihr anrieth, in das Krankenhaus zu gehen. Aus Mitleid wurde die K. 
von der Recurrentin noch eine Nacht behalten, die Magd ging dann 


erkrankt, Recurrentin glaube ſohin nicht verpflichtet zu ſein, die fraglichen 
Heilungskoſten zu erſetzen. 

Die Landesregierung gab mit der Entſcheidung vom 7. Jänner 
1884, Nr. 12.150, dem Recurſe keine Folge und beſtätigte die recur- 
rirte Entſcheidung, weil der Beſtand des Dienſtverhältniſſes zwiſchen 
Thereſia W. und Anna K. nach den Erhebungen und im Hiunblicke auf 
die Beſtimmungen der Dienſtbotenordnung für die Stadt K. vom 
18. April 1857, L. G. u. V. Bl. Nr. 8, als erwieſen angenommen 
werden muß, daher die Dienſtgeberin nach $ 1, eventuell 3 des Geſetzes 
vom 2. April 1863, L. G. u. V. Bl. Nr. 1, zur Tragung der 
Krankenkoſten verpflichtet erſcheint. 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte Thereſia W. den Miniſterial— 
recurs ein, in welchem ſie anführt, daß ſie nicht in der Lage ſei, über— 
haupt einen permanenten Dienſtboten zu halten und ſich nur mit ſog. 
Bedienerinnen behelfe. Dies war auch der Fall, als Anna K. zu ihr kam, 
am 16. October Abends, und ſich als Dienſtbote antrug mit dem 
Bemerken, daß ſie beim Gerichtsadjuncten W. im Dienſte ſei und dort 
ihr Dienſtbuch und ihren Koffer habe. W. erwiderte ihr, daß ſie 
Niemanden ohne Dienſtbuch aufnehme, daß die K. aber die eben vor— 
genommene Waſcharbeit dieſe Nacht mitmachen könne, wofür ſie gezahlt 
würde. Dies geſchah auch und am 17. October Früh wurde die Magd 
zum früheren Dienſtherrn zurückgewieſen. Eine Vereinbarung über Leihkauf, 
Lohn oder Aufnahme in den Dienſt wurde nicht beſprochen. Die K. ging 
erſt am 18. October, ſohin erſt ſpäter, in's Krankenhaus. 

Ueber dieſen Miniſterialrecurs gepflogene weitere Erhebungen er— 
gaben Nachſtehendes: Laut der protokollariſchen Angaben der Dienſtvermitt— 
lerin K. ſtand Letztere ſeit längerer Zeit mit Thereſia W. in geſchäft⸗ 
licher Verbindung und habe ihr öfter Dienſtboten verſchafft. Auch 
diesmal habe ſie ſich einen Dienſtboten und keine Bedienerin oder 
Wäſcherin verſchreiben laſſen. Einige Zeit, nachdem die K. wieder 
entlaſſen war, kam die W. wieder und machte ihr Vorwürfe, daß ſie 
ihr einen kranken Dienſtboten in's Haus geſchickt hätte. Die K. befaſſe 
ſich nur mit der Dienſtbotenvermittlung, mit Beſorgung von Bediene— 
rinnen oder Wäſcherinnen habe ſie nie etwas zu thun gehabt. Die 
frühere Dienſtgeberin der Anna K., Anna W., gab zu Protokoll, 
daß die Anna K. am 1. Mai 1883 bei ihr in den Dienſt trat 
und bis 15. October 1883 daſelbſt verblieb. Daß die Auna K. 
bei ihr ein Dienftbotenbuch und einen Koffer zurückgelaſſen habe, ſei 
unwahr, da ſie gar kein Dienſtbotenbuch beſaß. Die Magd ſei nie krank 
geweſen, habe ſich wenigſtens darüber nicht beklagt, und ſei, nachdem ſie 
ihren Dienſt bis auf den letzten Tag verrichtet hatte, geſund entlaſſen worden. 

Das k. k. Miniſterium des Innern fällte unterm 8. April 1884, 
3. 4443, nachſtehende Entſcheidung: „Das Miniſterium des Innern findet 
dem Recurſe der Thereſia W. in K. gegen die Entſcheidung der Landes— 
regierung vom 7. Jänner 1884, 3. 12.150, mit welcher die Genannte 
in Beſtätigung des Decretes des Stadtmagiſtrates in K. vom 13. No⸗ 
vember 1883, Z. 12.210, verpflichtet erkannt wurde, die für die Magd 
Anna K. im Krankenhauſe in K. erlaufenen Verpflegskoſten im Betrage 
von 9 fl. 80 kr. zu bezahlen, keine Folge zu geben und die angefochtene 
Entſcheidung zu beſtätigen, weil durch die gepflogenen Erhebungen 
conſtatirt wurde, daß Anna K. am 14. October 1883 ordnungsmäßig 
aus dem Dienſte bei Anna W. getreten und daß ſie durch die Dienſtes⸗ 
vermittlerin K. als Dienſtbote der Thereſia W. zugeſendet worden iſt, 
daher aus dem Umſtande, daß die Anna K. thatſächlich im Hauſe der 
W. Aufnahme gefunden hat und zu Dienſtleiſtungen verwendet wurde, 
geſchloſſen werden muß, daß zwiſchen beiden Theilen im Sinne des 
$ 1 der Dienſtbotenordnung für K. der Dienſtvertrag zu Stande 
gekommen iſt.“ E. 


Zur Frage, ob das Herabreißen einer angeſchlagenen gemeinde⸗ 

amtlichen Kundmachung den Thatbeſtand einer durch $ 11 der 

kaiſ. Verordnung vom 20. April 185, N. G. Bl. Nr. 96, 

verponten „demonſtrativen“ Handlung, wodurch Geringſchätzung 

gegen die Anordnungen der Regierung ausgedrückt werden ſoll, 
enthalte. 

Die Gemeinde D. erließ mehrere Kundmachungen in Betreff der 
Hundeſteuer für 1884. Ueber Erſuchen des Gemeindeamtes traf die 
Bergverwaltung der öſterr. alpin. Montangeſellſchaft die Verfügung, 
daß jene Kundmachung auch an den von Arbeitern bewohnten Häuſern 
zu D. angeſchlagen wurde. Bei ſeiner Nachſchau fand nun der mit dem 
Vollzuge dieſer Maßregel betraute Hausmeiſter Georg R., daß dieſe 


Kundmachung auf dem Haufe Nr. 12 am Münzeuberge fehle und ſie 
von der Maſchinenwärtersgattin Eliſabeth P. abgerißen worden ſei. 
Nachdem dieſe, von ihm zur Rede geſtellt, die Antwort gegeben haben 
ſollte: „ſie brauche ſo einen Fetzen auf der Mauer nicht“, glaubte das 
davon benachrichtigte Gemeindeamt gegen die Genannte bei der k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft zu L. eine Strafanzeige machen zu ſollen. Bei 
der hierüber gepflogenen politiſchen Strafamtshandlung geſtand Eliſabeth P. 
ein, die Kundmachung abgerißen zu haben, nur läugnete ſie, den Ausdruck 
Fetzen“ dem Hausmeiſter gegenüber gebraucht zu haben, ſie hätte lediglich 
geantwortet: ſo etwas braucht ſie nicht an ihrer Wohnung. Auf Grund 
des durch die Verhandlung feſtgeſtellten Thatbeſtandes verurtheilte nun 
der k. k. Bezirkshauptmann zu L. unterm 4. September 1884, Z. 143 
(Strafregifter), die Eliſabeth P. wegen Uebertretung des § 11 der 
kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, zu einer 
Arreſtſtrafe in der Dauer von 24 Stunden und zur Tragung der 
2 ugskoſten. 

en hen dieſes Erkenntniß brachte Eliſabeth P. einen Recurs 
ein, in dem ſie gleichzeitig auch die Bitte ſtellte, daß die Strafe in 
eine Geldſtrafe verwandelt werden möge, wenn das angefochtene Straf— 
erkenntniß etwa oberbehördlich beſtätigt werden ſollte. 

Mit Entſcheidung vom 17. September 1884, Z. 17.214, hob 
die beſchwerdlich angerufene Statthalterei Graz das erſtinſtanzliche Straſ⸗ 
erkenntniß auf, weil „durch das Herabreißen einer gemeindeämtlichen 
Kundmachung in Verbindung mit dem Ausdrucke „Fetzen“, „lauſiger 
Fetzen“ der Thatbeſtand einer demonſtrativen Handlung, wodurch Gering— 
ſchätzung gegen die Anordnungen der Regierung ausgedrückt werden ſoll, 
in keiner Weiſe gegeben erſcheint, der fragliche Vorgang vielmehr unter 
die Beſtimmung des § 315 des Strafgeſetzes zu ſubſumiren komme.“ 

Di We IE, 


Die Veranlaſſung einer unwiſſentlichen falſchen Beurkundung 
durch den zuſtändigen Beamten begründet weder Fälſchung einer 
öffentlichen Urkunde noch die Uebertretung des $ 320, lit. e St. G. 

Der Caſſatioushof hat mit Entſcheidung vom 22. December 1884, 
3. 11.975, der vom Angeklagten Philipp G. erhobenen Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde gegen das Urtheil des Landesgerichtes in Krakau vom 
12. Auguſt 1884, 3. 14 291, womit derſelbe der Uebertretung gegen 
öffentliche Anſtalten und Vorkehrungen durch Verfälſchung einer öffent- 
lichen Urkunde (Taufmatrikel) nach § 320, lit. 1 St. G. ſchuldig 
erkannt wurde, im Grunde des $ 288 St. P. O. ſtattgegeben, das 
Urtheil in dem Abſatze, laut deſſen Philipp G. der Uebertretung nach 
§ 320, lit. t St. G. ſchuldig erkannt wurde, behoben, und zugleich 
gemäß $ 288, 3. 3 St. P O. erkannt: Philipp G. wird von der 
Anklage wegen der im § 320, ht. k St. G. vorgeſehenen Uebertretang 
freigeſprochen. Gründe: 

Ju thatſächlicher Beziehung wurde vom Erkenntnißgerichtshofe 
ſeſtgeſtellt, daß der Augeklagte, nachdem er ſeine Ehegattin Agnes 
böswillig verlaſſen und mit ſeiner Concubine, der ledigen Dienſtmagd 
Anna O., ein uneheliches Kind erzeugt hat, bei der Taufe dieſes Kindes 
auf die an ihn gerichtete Frage des den Taufact vollziehenden Pfarrers, 
wo er getraut worden ſei, die Antwort ertheilte, daß dies in Krakau 
geſchehen, hiebei aber den Umſtand, daß er nicht mit der Mutter des 
Kindes, ſondern mit Agnes K. getraut wurde, verſchwieg und durch 
dieſes Verſchweigen die Irreführung über das zwiſchen ihm und Anna O. 
beſtehende Verhältniß und in weiterer Folge die unrichtige Eintragung 
der unehelichen Geburt des Kindes in dem Geburtsbuche veranlaßte. 
Ob dieſer That wurde der Angeklagte bei dem Umſtande, als die auf 
Schadenszufügung gerichtete Abſicht für erwieſen nicht angenommen 
wurde, mit dem angefochtenen Urtheile der im $ 320, lit. f St. G. 
vorgeſehenen Uebertretung der Fälſchung einer öffentlichen Urkunde 
ſchuldig erklärt. 

Dieſes Urtheil erweiſt ſich jedoch als rechtsirrthümlich, da die 
Veraulaſſung einer wahrheitswidrigen Beurkundung in einer von dem 
hiezu berechtigten Beurkundungsbeamten formell richtig aufgenommenen 
Urkunde den Begriff der Nachmachung oder Verfälſchung einer öffent⸗ 
lichen Urkunde keineswegs erfüllt, und daher auch den Thatbeſtand der 
im § 320, lit. k St. G. normirten Uebertretung nicht begründet. Die 
der Entſcheidung zu Grunde gelegte und dem Angeklagten angeſchuldete 
That könnte bei dem Umſtande, als die auf Schadenszufügung gerichtete 
Abſicht von dem Gerichtshofe ausgeſchloſſen wurde, daher bezüglich ihrer 
der Thatbeſtand der Uebertretung des Betruges nach § 461 St. G. 
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außer Frage kömmt, lediglich aus dem Geſichtspunkte der Uebertretung 
des § 320, lit. e St. G. (Falſchmeldung) der Beurtheilung unterzogen 
werden. Allein auch in dieſer Richtung liegt der Thatbeſtand dieſes 
Delictes nicht vor, weil einerſeits nach der erſtrichterlichen Feſtſtellung 
die Irreführung des Pfarrers und ſomit die Unrichtigkeit der Beurkundung 
lediglich durch Verſchweigen, ſomit durch ein negatives Verhalten, und 
nicht, wie es im Geſetze gefordert wird, durch falſche Angaben des 
Angeklagten, d. i. durch eine poſitive Thätigkeit desſelben, veranlaßt 
wurde, und weil andererſeits mit Rückſicht auf die die Führung der 
Geburtsbücher betreffende Vorſchrift des Hofkanzleidecretes vom 21. October 
1813, 3. 16.350 (Piller, Geſetzſamml. XLVIII), die Ehelichkeit der 
Geburt eines Kindes nur auf Grund des Trauungsſcheines oder des 
durch zwei giltige Zeugen oder durch obrigkeitliche Erhebung erbrachten 
Beweiſes über die geſetzmäßige Verehelichung der Eltern — eingetragen 
werden darf, daher die falſche Angabe des einen oder des anderen Eltern— 
theiles in dieſer Beziehung eine Beirrung des beurkundenden Seelſorgers 
herbeizuführen an ſich nicht geeignet ſein kann. 


Fälſchung einer öffentlichen Urkunde, begangen durch vorüber— 
gehendes Unſichtbarmachen eines Theiles der Aichung. 

Der Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 12. December 1884, 
3. 10.759, die von Lorenz H., Weinhändler in Groß⸗Harras, erhobene 
Nichtigkeitsbeſcherde gegen das Urtheil des Kreisgerichtes in Korneuburg 
vom 9. Auguſt 1884, 8. 4013, womit derſelbe des Verbrechens des 
Betruges im Sinne der SS 8, 197, 199, lit. d und 200 St. G. 
ſchuldig erkannt worden iſt, verworfen. — Gründe: 

Ing angefochtenen Erkenntniſſe wird dem Beſchwerdeführer Lorenz G. 
zur Laſt gelegt, daß er in der auf 762 Liter lautenden aichämtlichen 
Beurkundung des Rauminhaltes jenes Faſſes, deſſen er ſich beim Ein— 
kaufe von Wein bediente, den oberen Strich der Ziffer 6 verklebt hat, 
ſo daß nur ein Rauminhalt von 702 Liter aufſchien. Es gilt als 
erwieſen, daß er von dieſem in ſolcher Art vorbereiteten Faſſe zur 
Täuſchung und Verkürzung der Verkäufer wiederholt theils mit, theils 
ohne Erfolg Gebrauch gemacht hat. Die Unterſtellung dieſes Vorgehens 
unter die Strafbeſtimmung des § 199, lit. d St. G. wird nun von 
der auf Z. 11 des § 344 (richtig Abſ. 10 des § 281 St. P. O.) 
geſtützten Nichtigkeitsbeſchwerde vermöge der Erwägung bekämpft, daß 
dem Begriffe der Fälſchung nur ein Vorgehen entſpreche, durch welches 
der Urkunde ein für alle Mal und mit Ausſchluß der Möglichkeit, den 
früberen Zuſtand wieder herzuſtellen, ein vom urſprünglichen Inhalte 
abweichender Inhalt verliehen wird, während im gegebenen Falle nur 
das Erkennen der richtigen Bezeichnung erſchwert worden ſei. Allein 
Fälſchung liegt vor, wenn auch der Urkunde nur der Schein eines von 
der Wirklichkeit abweichenden Inhaltes gegeben iſt; daß die dieſem 
Zwecke dienliche Veränderung eine bleibende ſein müſſe, kann weder nach 
dem Sprachgebrauche, noch nach dem Geſetze gefordert werden. Letzteres 
insbefondere zieht die an der Urkunde widerrechtlich vorgenommene 
Aenderung nicht als abgeſchloſſenes Delict, ſondern nur als ſpeeifiſches 
Täuſchungsmittel in Betracht, und verſetzt den Schwerpunkt in die 
wirkliche Benützung dieſes Mittels zur betrügeriſchen Irreführung. Daß 
die täuſchende Verunſtaltung nach jedem Benützungsfalle wieder beſeitigt 
werden konnte, erhöht, wie der erſte Richter ganz zutreffend ausführte, 
nur die Gefährlichkeit derſelben, liefert aber keine Handhabe, die An— 
wendung des $ 199, lit. d St. G. auszuſchließen. 


Geſetze und Berordnungen. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die gefürſtete Grafſchaft Tirol 
und das Land Vorarlberg. 
1884, I. und II. Semeſter. 

VII. Stück. Ausgeg. am 28. Juni. — 22. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters vom 19. Juni 1884, 8. 11.730 Militär, betreffend die Beiſtellung von 
ärariſchen Strohſäcken und Strohkopfpölſtern bei der vorübergehenden gemeinſamen 
Einquartierung. — 23. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 25. Juni 1884, 
Z. 5609 Präſ., betreffend das Verbot der Errichtung eines Denkmales für den 
Dichter Giovanni Prati. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 10. Juli. — 24. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters vom 24. Juni 1884, Z. 12.131 — Militär, betreffend die Nachweiſung des 
Fortbeſtandes des Anſpruches auf die dauernde Beurlaubung. — 25. Kund machung 


des k. k. Statthalters vom 8. Juli 1884, Z. 13.026— Gemeinde, betreffend die 
Einhebung von Miethzinskreuzern in den Städten Innsbruck und Bozen. 

IX. Stück. Ausgeg. am 22. Juli. — 26. Verordnung des k. k. Statt⸗ 
halters vom 14. Juli 1884, 9. 13.648.— Sanität, betreffend jene Maßregeln, 
welche aus Anlaß der Gefahr des Auftretens gemeingefährlicher anſteckender Krank⸗ 
heiten, namentlich der Cholera, der Blattern und des Flecktyphus, durch⸗ 
zuführen find. 

X. Stück. Ausgeg. am 6. Auguſt. — 27. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters vom 3. Juli 1884, 3. 12.644 Gewerbe, betreffend die Art der amtlichen 
Benachrichtigung der Trödler über verlorene oder geſtohlene Gegenſtände. 


XI. Stück. Ausgeg. am 16. October. — 28. Verordnung des k. k. Statt⸗ 
halters vom 1. October 1884, Z. 18.366 Polizei, betreffend den Schubtransport 
auf der Arlbergbahn. — 29. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 5. De 
tober 1884, Z. 7893 Praſ., betreffend die neue Inſtruction für die k. k. Grenz⸗ 
zollämter in Tirol und Vorarlberg in ihrer Stellung als Polizeiämter. 

XII. Stück. Ausgeg. am 31. October. — 30. Geſetz vom 23. September 
1884, giltig für die gefürſtete Grafſchaft Tirol, womit die 88 13, 17 und 18 des 
Landesgeſetzes vom 8. November 1881 (L. G. Bl. VII. St. Nr. 35) abgeändert 
werden. — 31. Geſetz vom 3. October 1884, wirkſam für die gefürſtete Graſſchaft 
Tirol, betreffend die Beitragsleiſtung von Feuerverſicherungs-Geſellſchaften und 
Vereinen zu den Koſten der Feuerwehren und zur Unterſtützung verunglückter 
Feuerwehrmänner. — 32. Geſetz vom 5. October 1884, womit eine Aenderung 
des Gemeindeſtatutes für die Stadt Trient eingeführt wird. — 33. Verordnung 
des k uk. Statthalters vom 8. October 1884, Z. 18.276—Forſt, betreffend die 
Behandlung vorkommender Geſuche um Ertheilung von Waldrodungs⸗ Bewilligungen. 
— 34. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 14. October 184, 3. 19.673 — 
Militär, betreffend die Behandlung der nach § 40 e der Wehrgeſetznovelle aus 
Familienrückſichten Entlaſſenen. — 35. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 
14. October 1884, 3. 19.309 Militär, betreffend die Koſten für die Reinigung der 
Koch- und Sparherde in den Militär-⸗Unterkünften. — 36. Kundmachung des i 
Statthalters vom 19. October 1884, 3. 19.893 Militär, betreffend die Auflaſſung 
der Cont rols-Verſammlungsſtation St. Anton. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 31. December. — 37. Kundmachung des k. k. 
Statthalters vom 3. November 1884, 3. 20.850 Militär, betreffend die Ent⸗ 
laſſung von Geiſteskranken aus dem Heeresverbande. — 38. Kundmachung des 
k. k. Statthalters vom 12. November 1884, Z. 21.672. Matriken, betreffend die 
Anmerkung der Legitimation per subsequens matrimonium im Geburtsbuche. 
39. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 24. November 1884, 3. 22.301 
Jagd, betreffend die Stempelbehandlung der Jagdkarten ſowie der Geſuche um 
Ausfolgung von Jagdkarten und um die Beeidigung der Jagdaufſeher. — 40. 
Geſetz vom 26. November 1884, womit eine Bauordnung für die Landeshauptſtadt 
Junsbruck und Anordnungen rückſichtlich der Bauführungen in der Umgebung 
von Innsbruck erlaſſen werden. — 41. Geſetz vom 11. November 1884, giltig 


für die gefürſtete Grafſchaft Tirol, betreffend die Einführung einer Auflage auf 


den Verbrauch von Wein, Bier, gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten und anderen 
Verbrauchsgegenſtänden in der Landeshauptſtadt Innsbruck. — 42. Kundmachung 
des k. k. Statthalters vom 2. December 1884, Z. 23.061 Militär, betreffend 
die Vergütung für die Verpflegung der Militärmannſchaft auf dem Durchzuge 


für das Jahr 1885. — 43. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 2. De- 
cember 1884, 3. 23.063 Gewerbe, betreffend die Errichtung einer Faßaichſtelle 
in Mezzolombardo. — 44. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 20. December 


1884, 3. 24.010 — Polizei, betreffend die Meldungsvorſchriften in der Landes⸗ | 


hauptſtadt Innsbruck, ſowie in den Städten Bozen und Rovereto, dann in den 
Landgemeinden Wilten, Hötting und Mühlau, ſowie in der Parcelle Pradl der 
Gemeinde Amras-Pradl. 45. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 
28. December 1884, Z. 24.892 — Sanität, betreffend die Bemeſſung der täglichen 
Verpflegsgebühren in den allgemeinen öffentlichen Krankenanſtalten Tirols und in 
der Gebärklinik zu Junsbruck für das Jahr 1885. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 31. December. — 46. Geſetz vom 15. December 
1884, betreffend die Beitragsleiſtung der Intereſſenten zu dem auf Grund des 
Reichsgeſetzes vom 13. März 1883 (R. G. Bl. Nr. 31) gebildeten Regulirungsfonde. 


1884. II. Semeſter. 
Landes⸗Geſetzblatt für das Königreich Böhmen. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 19. Juli. — Nr. 32. Kundmachung des k. k. 
Statthalters für Böhmen vom 1. Juli 1884, 3. 49.295, betreffend die Ver⸗ 
längerung des Mauthbezugsrechtes für die im Zuge der Zeretie-Vrbicer Gemeinde⸗ 
ſtraße gelegenen drei Steinbrücken. — Nr. 33. Kundmachung des k. k. Statthalters 
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für Böhmen vom 2. Juli 1884, Z. 48.170, betreffend die Bemauthung der 
Oelberg⸗Dittersbacher Bezirksſtraße. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 31. Juli. — Nr. 34. Kundmachung der k. k. 
Finanz⸗Landesdirection für Böhmen vom 29. Juni 1884, Z. 45.510, betreffend 
einige Aenderungen in der Eintheilung der zur Ausführung des Geſetzes vom 
23. Mai 1883, R. G. Bl. Nr. 83, über die Evidenzhaltung des Grundſteuer— 
Kataſters aufgeſtellten Vermeſſungsbezirke. — Nr. 35. Kundmachung des k. k. 
Statthalters für Böhmen vom 5. Juli 1884, 3. 42.003, betreffend die Gleich- 
ſtellung der Handelsakademien zu Chrudim und Linz mit den Obergymnaſien und 
Oberrealſchulen in Bezug auf die Nachweiſe der wiſſenſchaftlichen Befähigung der 
Aſpiranten für den Einjährig⸗Freiwilligendienſt. — Nr. 36. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 8. Juli 1884, 3. 51000, betreffend die 
Ergänzung des § 4 der Uferordnung für den Elbeverladeplatz in Laube. 
Nr. 37. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 22. Juli 1884, 
8. 6134 Präſ., betreffend die Errichtung einer Schubftation in der Stadt Königliche 
Weinberge. 
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Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Oberbergrathe Franz Kammerlander in 
Klagenfurt anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit aus 
drücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben die Bergräthe Johann Lhotsky und Guſtav Adolph 
Wehrle in Wien zu Oberbergräthen ernannt. 

Seine Majeftät haben dem Statthaltereiſecretär Emanuel Witlaczil in 
Linz den Titel und Charakter eines Bezirkshauptman nes verliehen. 

Seine Majeftat haben dem Fort: und Domanendirector der öſterreichiſchen 
alpinen Montangeſellſchaft Albert Dommes in Weyer den Titel und Charakter 
eines Oberforſtrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Nechnungsrevidenten im Finanzminiſterium 
Joſeph Ihm anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und Charakter eines 
Rechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Ingenieur Johann Funk in Chrudim anläßlich 
deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hauptcaſſier der Staatsſchuldencaſſe Hermann 
Maliezek anläßlich deſſen Penſtonirung den Titel eines kaiſ. Rathes taxfrei 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Steuereinuehmer Adalbert Noſſakowitz in 
Loboſitz das goldene Verdienſtkreuz verliehen. N 

Der Miniſterpräſideut als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
in dieſem Miniſterium in Verwendung ſtehenden Bezirkscommifſär Mieezyslaw 
Zachar zum Bezirkshauptmanne in der Bukowina ernanut. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Heinrich Clementſchitſch zum Bezirkshauptmanne in 
Steiermark ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Ludwig Hocevar zum Finanz— 
rathe der Finanzdirection in Trieſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Alois Brunner zum Finanz— 
ſecretär der Innsbrucker Finanz-Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Hilfsämter— 
directors bekleideten Hilfsämterdireetions-Adjuncten, kaiſerlichen Rath Ferdinand 
Ullrich zum Hilfsämterdireetor des Finanzminiſteriums ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Oberpoſtcommiſſär Alois Pernfuß zum 
Poſtſecretär in Brünn ernanut. 

Der Ackerbauminiſter hat den Oberförſter Johann Haßlwanter in 
Innsbruck zum Viceforſtmeiſter im Ackerbauminiſterium ernannt. 


Erledigungen. 


Bezirkscommiſſärsſtelle und zwei Statthalterei-Concipiſtenſtellen in Böhmen, 
bis Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 159.) 

Caſſacontrolorsſtelle beim k. k. Hauptmunzamte in Wien in der neunten 
Rangsclaſſe gegen Caution, bis Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 160.) 

Evidenzhaltungs-Obergeometersſtelle für den Bezirk Ried im Junviertel in der 
neunten Rangsclaſſe, eventuell Evidenzhaltungs⸗Geometersſtelle erſter Claſſe in der 
zehnten, bezw. Evidenzhaltungs-⸗Geometersſtelle zweiter Claſſe in der elften Rangs⸗ 
claſſe, endlich eventuell eine Evidenzhaltungs⸗Elevenſtellen mit 500 fl. Adjutum, 
bis 7. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 160.) 

Wardeinſtelle in der neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Officialsſtelle in 
der zehnten oder eine Aſſiſtentenſtelle in der efften Rangsclaſſe beim k. k. Haupt⸗ 
puncirungsamte in Wien, bis Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 161.) 

Evidenzhaltungs⸗Geometersſtelle erſter Claſſe für den Vermeſſungsbezirk 
Czernowitz in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Evidenzhaltungs-Geometers⸗ 
ftelle zweiter Claſſe in der elften Rangsclaſſe, endlich eventuell eine Evidenz⸗ 
haltungs⸗Elevenſtelle mit 500 fl. Adjutum, bis 10. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 162.) 

Statthalterei⸗Secretärsſtelle in der achten Rangsclaſſe, eventuell Bezirks⸗ 
commiſſärsſtelle in der neunten Rangsclaſſe und Statthalterei-Concipiſtenſtelle in 
der zehnten Rangsclaſſe im Concretualſtatus der politiſchen Behörden in Steiermark, 
bis 5. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 163.) 

Förſtersſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗ 
direction in Salzburg, bis 5. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 163.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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